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Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau 

— Drucksache 2759 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 65) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die §§ 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

»§ 1 

Rechtsform, Sitz und Kapital 

(1) Die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
ihren Sitz in Frankfurt (Main) und unterhält 
keine Zweigniederlassungen. 

(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Milliarde Deutsche Mark. 


(3) Am Grundkapital sind der Bund mit acht- 
hundert Millionen Deutsche Mark, die Länder 
mit zweihundert Millionen Deutsche Mark be- 
teiligt. 

(4) Die Anteile sind in Höhe von fünfzehn 
vom Hundert einzuzahlen. Zu diesem Zweck wird 
die in der Bilanz der Anstalt ausgewiesene 
„Rücklage aus Mitteln des ERP-Sonderver- 
mögens" in Höhe von einhundertneunundvierzig 
Millionen Deutsche Mark in der Weise in 
Grundkapital umgewandelt, daß sich das vom 
Bund bereits eingezahlte Grundkapital von fünf- 


Be Schlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 65) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die §§ 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

-§ 1 

Rechtsform, Sitz und Kapital 
(1) unverändert 


(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Milliarde Deutsche Markt. Daran sind der Bund 
mit achthundert Millionen Deutsche Mark und die 
Länder mit zweihundert Millionen Deutsche Mark 
beteiligt. 

Absatz 3 entfällt hier 

siehe Absatz 2 Satz 2 


(4) Die Anteile sind in Höhe von fünfzehn vom 
Hundert einzuzahlen. Zu diesem Zweck werden 
je neunundzwanzig Millionen fünfhunderttausend 
Deutsche Mark aus der gesetzlidien Rücklage zu- 
gunsten des Bundes und der Länder sowie 
neunzig Millionen Deutsche Mark Darlehnsfor- 
derungen des Bundes (ERP-Sondervermögen) 
gegen die Anstalt in Grundkapital umgewandelt, 
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Entwurf 

hunderttausend Deutsche Mark um einhundert- 
neunzehn Millionen fünfhunderttausend Deutsche 
Mark auf einhundertzwanzig Millionen Deut- 
sche Mark und das von den Ländern bereits ein- 
gezahlte Grundkapital von fünfhunderttausend 
Deutsche Mark um neunundzwanzig Millionen 
fünfhunderttausend Deutsche Mark auf dreißig 
Millionen Deutsche Mark erhöht. Die Einzahlung 
der übrigen fünfundachtzig vom Hundert des 
Grundkapitals kann vom Verwaltungsrat der 
Anstalt beschlossen werden, soweit es zur Er- 
füllung der Verbindlichkeiten der Anstalt erfor- 
derlich ist. 

(5) Der auf den Anteil des Bundes nach Ab- 
satz 4 eingezahlte Betrag von einhundertzwanzig 
Millionen Deutsche Mark steht dem ERP-Sonder- 
vermögen zu. 

(6) Die Anteile am Grundkapital können nicht 
verpfändet und nur unter den Beteiligten abge- 
treten werden. 


§ 2 

Aufgaben und Geschäfte 

(1) Die Anstalt hat die Aufgabe, 

1. für Vorhaben, die dem Wiederaufbau 
oder der Förderung der deutschen 
Wirtschaft dienen, Darlehen zu gewäh- 
ren, soweit andere Kreditinstitute nicht 
in der Lage sind, die erforderlichen 
Mittel aufzubringen; 

2. im Zusammenhang mit Ausfuhrgeschäf- 
ten inländischer Unternehmen Darlehen 
zu gewähren; 

3. im Rahmen der Nummern 1 und 2 Bürg- 
schaften zu übernehmen. 

(2) Die Anstalt hat ferner die Aufgabe, Dar- 
lehen zu gewähren, die der Finanzierung för- 
derungswürdiger Vorhaben im Ausland dienen, 
zur Umschuldung von Verpflichtungen auslän- 
discher Schuldner gegenüber inländischen Gläu- 
bigern erforderlich sind oder im besonderen 
staatlichen oder wirtschaftlichen Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegen. 

(3) Andere Geschäfte darf die Anstalt nur be- 
treiben, soweit sie mit der Erfüllung ihrer in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichneten Aufgabe im Zu- 
sammenhang stehen. In diesem Rahmen darf sie 
insbesondere Forderungen sowie Wertpapiere 
ankaufen und verkaufen und sich wechselmäßig 
verpflichten. Die Hereinnahme von Depositen, 
das Kontokorrentgeschäft und der Effektenhan- 
del für fremde Rechnung sind ihr nicht gestattet. 

(4) Die Beschränkungen des Absatzes 3 gelten 
nicht, soweit es sich um ein Geschäft handelt, an 
dem ein staatliches Interesse der Bundesrepublik 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

so daß sich das vom Bund bereits eingezahlte 
Grundkapital von fünfhunderttausend Deutsche 
Mark um einhundertneunzehn Millionen fünf- 
hunderttausend Deutsche Mark auf einhundert- 
zwanzig Millionen Deutsche Mark und das von 
den Ländern bereits edngezahlte Grundkapital 
von fünfhunderttausend Deutsche Mark um 
neunundzwanzig Millionen fünfhunderttausend 
Deutsche Mark auf dreißig Millionen Deutsche 
Mark erhöht. Die Einzahlung der übrigen fünf- 
undachtzig vom Hundert des Grundkapitals kann 
vom Verwaltungsrat der Anstalt beschlossen 
werden, soweit ^es zur Erfüllung der Verbindlich- 
keiten der Anstalt erforderlich ist. 

(5) Der auf den Anteil des Bundes nach Ab- 
satz 3 eingezahlte Betrag von einhundertzwanzig 
Millionen Deutsche Mark steht in Höhe von 
neunzig Millionen Deutsche Mark dem ERP- 
Sondervermögen zu; 

(6) unverändert 


§ 2 

Aufgaben und Geschäfte 
(1) unverändert 


(2) Die Anstalt hat ferner die Aufgabe, Dar- 
lehen zu gewähren, die der Finanzierung för- 
derungswürdiger Vorhaben im Ausland, ins- 
besondere im Rahmen der Entwicklungshilfe, 
dienen, zur Umschuldung von Verpflichtungen 
ausländischer Schuldner gegenüber inländischen 
Gläubigern erforderlich sind oder im besonderen 
staatlichen oder wirtschaftlichen Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 

Deutschland besteht und das der Anstalt im Ein- 
zelfall von der Bundesregierung zugewiesen 
wird. 

§ 3 

Durchführung der Geschäfte u n v e 

(1) Bei der Gewährung von Darlehen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind Kreditinstitute einzu- 
schalten; nur in Ausnahmefällen und nur mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrates können Dar- 
lehen unmittelbar gewährt werden. Die Dar- 
lehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 werden in der Regel 
mittel- und langfristig gewährt; in Ausnahme- 
fällen können sie mit Zustimmung des Verwal- 
tungsrates kurzfristig gewährt werden. 

(2) Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 und 2 müs- 
sen unmittelbar oder mittelbar gesichert sein 
durch dingliche Sicherheiten, durch Gewährlei- 
stung des Bundes oder eines Landes oder durch 
Schuldverschreibungen eines Kreditinstituts, die 
nach den Bestimmungen des Hypothekenbankge- 
setzes, des Gesetzes über die Pfiandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten oder des Schiffsbank- 
gesetzes gedeckt sind. Andere Sicherheiten dür- 
fen nur mit Zustimmung des Verwaltungsrates 
verwendet werden. Für die Rückzahlung der Dar- 
lehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 ist ein bestimmter 
Tilgungsplan zu vereinbaren. 

(3) Für die Bürgschaften nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
gelten die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 1 
und 2, für die Bürgschaften nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
in Verbindung mit Nr. 1 auch die Vorschriften 
des Absatzes 1 Satz 2 entsprechend. 

(4) Kredite für fremde Rechnung bedürfen nicht 
der Zustimmung des Verwaltungsrates nach Ab- 
satz 1 sowie nach Absatz 2 Satz 1 und 2. 


§ 4 

Mittelbeschaffung u n v e 

(1) Zur Beschaffung der erforderlichen Mittel 
soll die Anstalt 

1. Schuldverschreibungen auf den In- 
haber ausgeben; 

2. Darlehen beim Bund, bei Sondervermö- 
gen des Bundes, bei der Deutschen 
Bundesbank und im Ausland aufneh- 
men; 

3. mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
Darlehen bei anderen als den in Num- 
mer 2 genannten Stellen aufnehmen. 

(2) Die kurzfristigen Verbindlichkeiten der 
Anstalt dürfen zehn vom Hundert der mittel- 
und langfristigen Verbindlichkeiten nicht über- 
steigen. 

(3) Die von der Anstalt ausgegebenen, auf in- 
ländische Währung lautenden Schuldverschrei- 
bungen .sind zur Anlegung von Mündelgeld ge- 
eignet." 


16. Ausschusses 


§ 3 

rändert 


§ 4 

rändert 
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Entwurf 
2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. dem Bundesminister für Wirtschaft, dem 
Bundasminister des Auswärtigen, dem 
Bundesminister der Finanzen, dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, dem Bunidesminister für 
Verkehr und dem Bundesminister für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes; sie 
können sich in den Sitzungen des Ver- 
waltungsriates und seiner Ausschüsse 
durch ihre ständigen Vertreter im Amt 
vertreten lassen." 

b) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „Bank 
deutscher Länder" ersetzt durch die Worte 
„Deutschen Bundesbank". 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Verwaltungsrat faßt, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men, wobei jedes Mitglied eine Stimme hat. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. Zur Beschlußfähigkeit ist 
die Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. Die Satzung kann 
eine Beschlußfassung im Wege der schrift- 
lichen Abstimmung zulassen." 


3. § 10 erhält folgende Fassung: 

.§ 10 

Reingewinn 

(1) Eine Gewinnausschüttung findet nicht statt. 

(2) Der sich nach Vornahme der Abschreibun- 
gen und Rückstellungen ergebende jährliche 
Reingewinn ist einer gesetzlichen Rücklage zuzu- 
weisen, deren Höhe auf einhundertfünfzig Mil- 
lionen Deutsche Mark begrenzt wird. 

(3) Der weitere Reingewinn ist einer Sonder- 
rücklage zuzuweisen. In die Sonder rücklag e 
fließt ferner aus der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vorhandenen gesetzlichen Rücklage der- 
jenige Teil, der den Betrag von einhundertfünf- 
zig Millionen Deutsche Mark übersteigt." 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Bank 
deutscher Länder" ersetzt durch die Worte 
„Deutschen Bundesbank". 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die für die Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen auf den Inhaber erforderliche 
Genehmigiung erteilt der Bundesminiister für 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


b‘) In Absatz 1 Nr, 6 werden nach den Worten 
„des Handwerks" die Worte „des Handels" 
eingefügt. 

c) unverändert 


3. § 10 erhält folgende Fassung: 

.§ 10 

Reingewinn 

(1) unverändert 

(2) Der Sich nach Vornahme der Abschreibun- 
gen und Rückstellungen ergebende jährliche 
Reingewinn ist einer gesetzlichen Rücklage zuzu- 
weisen, deren Höhe auf einhundertfünfundzwan- 
zig Millionen Deutsche Mark begrenzt wird. 

(3) Der weitere Reingewinn ist einer Sonder- 
rücklage zuzuweisen. 


4. unverändert 
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Entwurf Beschlüssede 

Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen. Bei der Einführung 
an den Börsen stehen die Schuldverschreibun- 
gen der Anstalt denen des Bundes gleich." 

5. § 13 erhält folgende Fassung: 5. unverändert 

♦ 

„§ 13 
Auflösung 

(1) Die Anstalt kann nur durch Gesetz aufge- 
löst werden. 

(2) übersteigt im Falle der Auflösung das nach 
Berichtigung sämtlicher Verbindlichkeiten ver- 
bleibende Vermögen den Betrag des eingezahl- 
ten Grundkapitals, so ist der Überschuß bis zur 
Höhe der bei Auflösung der Anstalt ausgewie- 
senen Sonderrücklage zunächst zum Ausgleich 
der Verluste und der Aufwendungen zu ver- 
wenden, die dem Bund oder dem ERP-Sonder- 
vermögen bei Entwicklungskrediten der Anstalt 
oder durch die Inanspruchnahme aus Gewäh- 
leistungen für solche Kredite entstanden sind. 

Von dem dann verbleibenden Rest ist ein Betrag 
bis zur Höhe der bei Auflösung der Anstalt aus- 
gewiesenen gesetzlichen Rücklage je zur Hälfte 
auf Bund und Länder zu verteilen. Im übrigen 
ist das Vermögen im Verhältnis der Anteile am 
Grundkapital zu verteilen." 


Artikel2 Art 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, das Gesetz u n v e 

in der durch Artikel 1 geänderten Fassung mit 
neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel3 Art 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unve 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 


Art 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


unve 


16. Ausschusses 


i k e 1 2 
rändert 


ikel 3 
rändert 


ikel 4 
rändert 
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